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 Berlin, 17. Mai 2023 

  

Deutsche Industrie- und Handelskammer 

Stellungnahme zum Eckpunktepapier des BMJ zur Modernisierung des deutschen 
Schiedsverfahrensrechts  

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Eckpunktepapier des Bundesministeriums der 
Justiz zur Modernisierung des deutschen Schiedsverfahrensrechts Stellung nehmen zu dürfen. 

A. Vorbemerkung 

Deutschland liegt auf dem Gebiet der Schiedsgerichtsbarkeit im internationalen Vergleich im 
hinteren Feld1. Auch die Deutsche Institution für Schiedsgerichtsbarkeit (DIS) als bislang 
dominierende Einrichtung der Schiedsgerichtsbarkeit in Deutschland administriert jährlich 
Verfahren im lediglich knapp dreistelligen Bereich. Weitere in Deutschland tätige 
Schiedsinstitutionen kommen allenfalls auf niedrige zweistellige Fallzahlen. Die Dominanz der 
ICC Paris und anderer international anerkannter Schiedsinstitutionen erklärt die Zurückhaltung 
der Unternehmen gegenüber der Handelsschiedsgerichtsbarkeit in Deutschland ebenso wenig 
belastbar wie das Erscheinungsbild der staatlichen deutschen Gerichtsbarkeit in Bezug auf 
Bedürfnisse der Wirtschaft2.  

Alle bisherigen Bemühungen, den Schiedsstandort Deutschland zu stärken, haben an dieser 
seit Jahrzehnten weitgehend unveränderten Sachlage nichts geändert. Die Ursachen sind nicht 
auf die gesetzlichen Rahmenbedingungen zurückzuführen. Das zehnte Buch der ZPO (flankiert 
durch das New Yorker Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Schiedssprüche) gilt weiterhin als modernes Verfahrensrecht. Dessen 
ungeachtet hat sich die internationale Schiedslandschaft seit der grundlegenden Novellierung 
des deutschen Schiedsverfahrensrechts vor 25 Jahren weiterentwickelt und das 
Schiedsverfahrensrecht steht wie kein anderes Rechtsgebiet im internationalen Wettbewerb, 

 

1 Dazu Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb - Impulse für Justiz und Schiedsgerichtsbarkeit, 
2017; International Arbitration Survey: The Evolution of International Arbitration, 2018 und 2021, Queen Mary 
University London, abrufbar unter http://www.arbitration.qmul.ac.uk/research 
2 Forschungsvorhaben „Erforschung der Ursachen des Rückgangs der Eingangszahlen bei den Zivilgerichten“ , 
April 2023, abrufbar unter https://www.bmj.de. 

https://www.bmj.de/
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so dass schon allein unter dem Gesichtspunkt „Level Playing Field“ eine Überprüfung und 
Aktualisierung des deutschen Schiedsverfahrensrechts angezeigt scheint.  

In Deutschland fehlt insbesondere ein Angebot für kleinere und mittlere Streitwerte, bei 
denen derzeit die Durchführung eines Verfahrens aus Kostengründen in vielen Fällen nicht 
lohnend ist. Das hat auch der Gesetzgeber erkannt und der DIHK im Rahmen der IHKG-Novelle 
2021 in § 10a Abs. 4 Nr. 3 IHKG die Möglichkeit eingeräumt, einen Schiedsgerichtshof zu 
gründen und zu unterhalten. Entsprechend hat die DIHK per Satzung im Januar 2023 einen 
Schiedsgerichtshof gegründet, der noch in diesem Jahr seinen Betrieb aufnehmen wird und 
der die Bedürfnisse auch und gerade der mittelständischen Wirtschaft besonders in den Blick 
nehmen wird, indem die Faktoren Qualität, Dauer und Kosten im Vordergrund stehen. Bis zu 
einem Streitwert von 250.000 Euro soll in der Regel ein Einzelrichter entscheiden. Durch die 
Einrichtung einer digitalen Verfahrensmanagementplattform soll das Schiedsverfahren 
einfacher, schneller und kostengünstiger gestaltet werden. Ziel ist es, das Verfahren in der 
Regel innerhalb von 12 Monaten bzw. im Fast-Track-Schiedsverfahren innerhalb von 6 
Monaten abzuschließen. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, das Verfahren in ein anderes 
ADR-Verfahren (Alternative Dispute Resolution) wie z. B. Wirtschaftsmediation zu überführen 
oder nach Klärung der Sach- und Rechtsfragen durch einen öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen als Schiedsgutachter beenden zu lassen. 

Vor diesem Hintergrund liegen die Bestrebungen des Gesetzgebers, die Leistungsfähigkeit und 
die Attraktivität des Schiedsstandorts Deutschland durch eine Modernisierung des 10. Buchs 
der ZPO weiter zu stärken, im Interesse der gewerblichen Wirtschaft im In- und Ausland und 
sind ausdrücklich zu begrüßen. 

Vor diesem Hintergrund indes erscheint es widersprüchlich, wenn das BMJ das 
Gesetzesvorhaben zu sog. Commercial Courts explizit  angestoßen hat, um – so die 
Gesetzesbegründung des Justizstandort-Stärkungsgesetzes – „ein weiteres Abwandern 
wirtschaftlich bedeutsamer Rechtsmaterien in andere Rechtskreise oder in die 
Schiedsgerichtsbarkeit zu vermeiden“. Hier stellt sich die Frage nach der rechtspolitischen 
Kohärenz der gegenläufigen Zielsetzungen dieser beiden Vorhaben: Eine effektive staatliche 
Justiz und private Schiedsgerichtsbarkeit stehen nicht in Konkurrenz zueinander, sondern sind 
sinnvolle Alternativen, um wirtschaftliche Konflikte zu lösen, denn sie ergänzen sich, lassen 
sich bedarfsgerecht einsetzen und sind letztlich auch eng miteinander verzahnt, z. B. bei 
Feststellung der Zulässigkeit oder Unzulässigkeit eines schiedsrichterlichen Verfahrens (§§ 
1032 Abs. 2, 1040 Abs. 3 ZPO) oder dem Aufhebungsantrag (§ 1059 ZPO). Während die 
staatliche Justiz eine öffentliche und allgemein zugängliche Rechtsprechung bietet und damit 
den Zugang zum Recht durchgehend gewährt, ermöglichen Schiedsgerichte als Ausformung 
privatautonom vereinbarter Streitlösung und verfassungsrechtlich abgesichert nach Art. 2 Abs. 
1 GG eine schnellere, flexiblere und vertraulichere Streitbeilegung mit individuell vereinbarten 
Verfahrensregeln.  
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Zu den Eckpunkten im Einzelnen: 

1. Abschluss formfreier Schiedsvereinbarungen 

Die Möglichkeit, Schiedsvereinbarungen auch in elektronischer Form rechtssicher abschließen 
zu können, ist zu begrüßen. Allerdings sollte im weiteren Gesetzgebungsverfahren noch 
einmal kritisch hinterfragt werden, ob tatsächlich ein praktisches Bedürfnis besteht, den 
mündlichen Abschluss von Schiedsvereinbarungen zu ermöglichen oder ob nicht die Textform 
ausreichend ist. Zwar wird mit dem Verzicht auf Formerfordernisse die Parteiautonomie 
respektiert. Das Fehlen einer textlichen Dokumentation der Schiedsvereinbarung kann bei 
späteren Konflikten indes zu Problemen führen, die sowohl eine gerichtliche als auch eine 
schiedsgerichtliche Lösung erschweren. Es wird dann auch zu prüfen sein, ob es typische 
Fallkonstellationen gibt, in denen unerfahrene Parteien durch die Warnfunktion der Textform 
geschützt werden müssen. Eine Begrenzung der Formfreiheit auf Schiedsvereinbarungen, die 
ein beiderseitiges Handelsgeschäft darstellen, dürfte jedenfalls sinnvoll sein.  

2. Regeln für die Schiedsrichterbestellung bei Mehrparteienschiedsverfahren 

Ausdrückliche Zustimmung findet die Aufnahme einer Regelung für die 
Schiedsrichterbestellung für das Mehrparteienverfahren, das in der Praxis regelmäßig 
Schwierigkeiten verursacht, wenn sich die Parteien auf kein anderes Verfahren zur Bestellung 
des Schiedsgerichts geeinigt haben oder sich mehrere Parteien auf einer Verfahrensseite nicht 
auf die Bestellung einer Schiedsrichterin oder eines Schiedsrichters verständigen können. Im 
Ergebnis wird dabei einerseits dem Interesse jeder Partei Rechnung zu tragen sein, auf die 
Zusammensetzung des Schiedsgerichts selbständig und ohne Abstimmung mit anderen 
Einfluss nehmen zu können. Andererseits ist zu vermeiden, dass bei der Besetzung des 
Schiedsgerichts Zufallsmehrheiten entstehen, die drohen, wenn alle Parteien unabhängig von 
ihrer Rolle in der zu entscheidenden Streitigkeit einen Schiedsrichter benennen. 

3. Gerichtliche Überprüfung der Zuständigkeit des Schiedsgerichts 

Die Aufhebung der Ungleichbehandlung positiver und negativer schiedsgerichtlicher 
Zuständigkeitsentscheidungen stellt eine systematisch nachvollziehbare Ergänzung dar, wenn 
auch eine falsch-negative Zuständigkeitsentscheidung des Schiedsgerichts nicht den 
Justizgewährleistungsanspruch der Parteien berührt. Ob aber ein Schiedsgericht, das durch 
eine gerichtliche Entscheidung zur Tätigkeit gezwungen wird, obwohl es sich eigentlich für 
unzuständig hält, wirklich das Verfahren fördert und eine gute Entscheidung findet, erscheint 
fraglich. Gegebenenfalls ist deshalb über eine flankierende Regelung zur Ersatzbesetzung im 
Fall der negativen Zuständigkeitsentscheidung nachzudenken. 
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4. Verhandlungen per Videokonferenz 

Dass zur Stärkung des Verfahrens die Möglichkeit der mündlichen Verhandlung vor 
Schiedsgerichten per Videokonferenz gesetzlich abgesichert und die Möglichkeit der 
Aufzeichnung solcher Verhandlungen eingeführt werden soll, findet Zustimmung. Ermöglicht 
werden sollte auch eine nur teilweise Durchführung der mündlichen Schiedsverhandlung als 
Videokonferenz (z.B. Zeugenvernehmung eines im Ausland ansässigen Zeugen). Die 
Digitalisierung des Verfahrensrechts auf Bild- und Tonübertragung zu begrenzen, könnte 
jedoch zu kurz greifen. Ein modernes Schiedsverfahrensrecht sollte u. E. auch Antworten 
darauf geben, ob und auf welchem Wege Schiedsantrag, Schriftsätze und Dokumente auf 
elektronischem Weg rechtssicher zugestellt werden können.  

5. Möglichkeit zur Veröffentlichung von Schiedssprüchen 

Auch die Schiedsregeln der DIHK sehen die Veröffentlichung von Schiedssprüchen vor, wenn 
die Parteien damit einverstanden sind. Diese Regelung kann und soll noch bestehende 
Vorbehalte gegenüber der Schiedsgerichtsbarkeit abbauen. Nachgedacht werden könnte über 
eine Umkehr des vorgeschlagenen Regel-Ausnahme-Verhältnisses dergestalt, dass 
Schiedssprüche oder Teile davon grundsätzlich veröffentlicht werden können, wenn die 
Parteien nicht widersprechen. Im Lichte der Kritik fehlender Transparenz von Schiedsverfahren 
könnte dies als gesetzliche von den Parteien aber abdingbare Regel ggf. vorzugswürdig sein.  

Soweit die Veröffentlichung von Schiedssprüchen ermöglicht wird, sollte auch geregelt 
werden, dass die Vertraulichkeit und der Schutz von Geschäftsgeheimnissen gewahrt bleiben 
muss. Veröffentlichte Schiedssprüche sollten von allen Parteibezügen befreit werden, um die 
Anonymität der Parteien zu wahren. Gleiches gilt für die Person des Schiedsrichters, der 
unabhängig und unbeeinflusst entscheiden können muss. Er könnte ansonsten unter Druck 
gesetzt werden, seine Entscheidungen öffentlich zu verteidigen und zu rechtfertigen. 

6. Vorlage englischsprachiger Dokumente 

Es sollen die gesetzlichen Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass bei Anträgen auf 
Vollstreckbarerklärung oder Aufhebung von Schiedssprüchen sowie bei gerichtlichen 
Beweisaufnahmen Schriftstücke aus dem Schiedsverfahren in englischer Sprache vorgelegt 
werden können. Die vorgesehene Regelung dient der Verfahrensbeschleunigung und der 
Kostenersparnis, da teure Übersetzungen vermieden werden können, wenn das Gericht eine 
Übersetzung in die deutsche Sprache nicht für erforderlich hält. Es wäre dann aber nur 
konsequent und praktisch sinnvoll, wenn unter diesen Voraussetzungen auch Anträge auf 
Vollstreckbarerklärung oder Aufhebung von Schiedssprüchen sowie Anträge auf die Vornahme 
richterlicher Handlungen in englischer Sprache bei Gericht eingereicht werden könnten. Auf 
diese Weise kann das erklärte Ziel der „Weltoffenheit des Schiedsstandortes Deutschland“ 
(Ziff. 7) erreicht werden. Es wäre für eine ausländische Partei wenig hilfreich, wenn die 
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Schiedsdokumente zwar in englischer Sprache eingereicht werden könnten, die Anträge aber 
in deutscher Sprache gestellt werden müssten. 

7. Zuständigkeit der Commercial Courts 

Ziel ist es, die besondere Kompetenz dieser Spruchkörper bei Anträgen auf 
Vollstreckbarerklärung oder bei Aufhebung von Schiedsverfahren für die 
Schiedsgerichtsbarkeit nutzbar zu machen. Dies erscheint – ebenso wie die Verhandlung der 
Verfahren in englischer Sprache – folgerichtig. 

8. Außerordentlicher Rechtsbehelf bei schwerwiegenden Mängeln 

Um die Integrität der Schiedsgerichtsbarkeit zu stärken, soll ein neuer außerordentlicher 
Rechtsbehelf eingeführt werden. Rechtskräftige Schiedssprüche mit schwerwiegenden 
Mängeln, die z. B. durch Bestechung oder Rechtsbeugung zustande gekommen sind, sollen 
aufgehoben werden können. Allein die Existenz eines solchen Aufhebungsgrundes stärkt die 
Rechtsstaatlichkeit der schiedsgerichtlichen Streitbeilegung. Die Aufnahme eines solchen 
Tatbestandes ist deshalb uneingeschränkt zu befürworten. 

9. Vollziehung von Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes 

Die Zulassung der gerichtlichen Vollstreckung von schiedsgerichtlichen Maßnahmen des 
einstweiligen Rechtsschutzes im Inland soll auch dann möglich sein, wenn der Schiedsort im 
Ausland liegt. Durch die Zulassung wird die Vollstreckung von Entscheidungen, die im Rahmen 
des schiedsrichterlichen einstweiligen Rechtsschutzes ergangen sind, erleichtert. Dies ist 
grundsätzlich zu begrüßen. 

10. Stärkung der Prozessökonomie bei gerichtlichen Entscheidungen über die Zulässigkeit 
eines Schiedsverfahrens 

Zur Stärkung der Prozessökonomie sollen die Gerichte künftig bei einem Antrag auf 
Feststellung der Zulässigkeit eines Schiedsverfahrens gleichzeitig über das Bestehen oder die 
Gültigkeit der Schiedsvereinbarung entscheiden können. Die Regelung dürfte der 
Verfahrensbeschleunigung und der Rechtssicherheit dienen und findet Zustimmung. 

11. Gleichlauf von Aufhebungs- und Vollstreckbarerklärungsverfahren 

Lehnt ein Gericht einen Antrag auf Vollstreckbarerklärung eines Schiedsspruchs ab, so soll es 
in geeigneten Fällen möglich sein, unter Zurückverweisung an das Schiedsgericht die Sache 
erneut zu prüfen. Außerdem soll klargestellt werden, dass die Ablehnung des Schiedsspruchs 
im Zweifel zur Folge hat, dass die ursprüngliche Vereinbarung zwischen den Parteien 
wiederauflebt. Die Regelung erscheint sinnvoll, kann aber im Einzelfall zu Schwierigkeiten 
führen, wenn zwischenzeitlich viel Zeit verstrichen ist und die beteiligten Schiedsrichter nicht 
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mehr oder nur noch eingeschränkt zur Verfügung stehen. Es handelt sich zudem um eine 
Ermessensentscheidung des Gerichts, bei der es zu prüfen hat, ob ein „geeigneter Fall” für 
eine Zurückverweisung vorliegt. Es erscheint sinnvoll, hierfür im Gesetz genauere Kriterien 
festzulegen.  

12. Gerichtliche Anordnung der vorläufigen Vollstreckbarkeit des Schiedsspruchs 

Die gerichtliche Anordnung der vorläufigen Vollstreckbarkeit des Schiedsspruchs ohne 
vorherige Anhörung des Gegners soll ausdrücklich auf Anordnungen in Eilfällen beschränkt 
werden. Dies erscheint plausibel und sinnvoll. 

B. Zu den weiteren Reformgegenständen: 

1. Eilschiedsrichter 

Es soll geprüft werden, ob in der deutschen Zivilprozessordnung ein sogenannter 
Eilschiedsrichter eingeführt werden soll. Dieser soll bereits vor Konstituierung des 
Schiedsgerichts einstweilige Maßnahmen erlassen können. Geprüft werden soll auch, ob 
solche Maßnahmen mit ausländischem Schiedsort in Deutschland rechtsstaatlich abgesichert 
gerichtlich durchgesetzt werden können. Dies erscheint plausibel, ohne dass wir als DIHK 
hierzu eine abschließende Position haben. 

2. Sondervoten 

Es bestehen, wie sich in jüngster Rechtsprechung andeutet, rechtliche Risiken, dass eine 
„dissenting opinion“ wegen der Verletzung des Beratungsgeheimnisses zur Aufhebung von 
Schiedssprüchen führen könnte. Die Zulässigkeit von Sondervoten sollte daher geregelt 
werden. Dabei müssen diese immer eine opinion bleiben und nicht zum Teil des 
Schiedsspruchs werden. Ein faktisches Verbot von Sondervoten wäre nicht plausibel, zumal 
Sondervoten in anderen Rechtsordnungen durchaus üblich sind und teilweise sogar als 
internationales Gewohnheitsrecht angesehen werden . Sondervoten können u. a. die Funktion 
erfüllen, die Situation eines „truncated tribunal“ zu verhindern.  

3. Länderübergreifende Spruchkörper bei den Oberlandesgerichten 

Die Möglichkeit der Einführung von gemeinsamen Spruchkörpern von Oberlandesgerichten in 
Schiedssachen über die Landesgrenzen hinweg, kann zu einer weiteren Spezialisierung 
beitragen und zur Erhöhung der richterlichen Kompetenz beitragen und ist deshalb zu 
befürworten. 
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4. Übertragung der Unterstützung bei der Beweisaufnahme u. a. auf Oberlandesgerichte 

Es soll geprüft werden, ob die Zuständigkeit für die Unterstützung bei der Beweisaufnahme 
oder andere Aufgaben, die nicht von den Schiedsgerichten wahrgenommen werden können, 
von den Amtsgerichten auf die Oberlandesgerichte übertragen werden soll. Auch dieser 
Vorschlag findet unter dem Gesichtspunkt der Spezialisierung Zustimmung, soweit 
sichergestellt ist, dass vor den Oberlandesgerichten die notwendigen Terminierungen zeitnah 
erfolgen können. 

C. Weitere Gedanken zu Reform des Schiedsverfahrensrechts: 

1. Verfahrensdauer von Schiedsverfahren 

Wünschenswert wäre eine Regelung, die das Schiedsgericht zu einer zügigen fristgebundenen 
Entscheidung anhält. Neben den Kosten sind Verfahrenslängen die häufigsten Kritikpunkte 
gegen Schiedsverfahren. Es ist zwar richtig, dass die Festlegung von starren Fristen in 
Anbetracht der vielfältigen Streitwerte schwer zu bestimmen ist. Aber auch bei überlangen 
Gerichtsverfahren ist Rechtsschutz nach dem GVG vorgesehen. Es böte sich an, diese 
Regelungen zu übertragen und in der Weise auszugestalten, dass bei unangemessener Länge 
die staatlichen Gerichte auf Antrag der Parteien flankierende Maßnahmen ergreifen könnten. 
Zudem könnten Richt- bzw. Erfahrungswerte vorgegeben werden, in denen die 
Unangemessenheit in der Regel überschritten wäre. 

2. Stärkung des Einzelschiedsrichters 

Bedauerlich ist, dass die Idee, die Streitentscheidung durch den Einzelrichter zu fördern, nicht 
weiterverfolgt wurde. Die gesetzliche Regelung, wonach sich das Schiedsgericht bei fehlender 
Vereinbarung aus drei Schiedsrichtern zusammensetzt, geht an den Bedürfnissen der 
Nachfrageseite bei Streitwerten auch im mittleren bis höheren sechsstelligen Bereich vielfach 
vorbei. Aufgrund der erhöhten Kosten und des Zeitaufwandes eines Dreier-Schiedsgerichts, 
kann den Parteien ein Schiedsverfahren oftmals nicht empfohlen werden. Die Schiedsregeln 
der DIHK sehen deshalb bei Streitwerten bis zu 250.000 EUR grundsätzlich den 
Einzelschiedsrichter vor. 

3. Qualifikation der Schiedsrichter 

Dass auch künftig die Qualifikation von Schiedsrichtern nicht geregelt werden soll, wirft einen 
Wertungswiderspruch zum Mediator und Verbraucherschlichter auf. Obwohl letztere in der 
Sache nicht entscheiden, sondern nur vermitteln, müssen diese über bestimmte gesetzlich 
vorgeschriebene Qualifikationen verfügen. Die Rechtfertigung für diese Unterscheidung ist 
nicht ersichtlich. Von den Parteien werden in aller Regel Volljuristen oder Juristen mit einem 
gleichwertigen ausländischen Hochschulabschluss als Schiedsrichter benannt. Diese 
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Anforderung, die auch von den Schiedsordnungen anerkannter Schiedsinstitutionen verlangt 
wird, könnte Eingang in das 10. Buch finden.  

4. Kündigungsmöglichkeit bei Insolvenz einer Partei 

Die Möglichkeit der Kündigung der Schiedsvereinbarung bei Verarmung oder 
Zahlungsunfähigkeit einer Partei sollte geprüft werden. Prozesskostenhilfe ist nur im 
staatlichen Gerichtsverfahren vorgesehen. Insofern stellt sich die Frage, ob in einer solchen 
Fallkonstellation nicht rechtsstaatliche Grundsätze eine Loslösung von der 
Schiedsvereinbarung gebieten. 

D. Entwicklungslinien 

Das Schiedsrecht steht unter besonderer Beobachtung der Öffentlichkeit, der Jusitz und der 
Politik: zu Recht, gilt es doch, den Justizgewährleistungsanspruch zu sichern ohne die 
Privatautonomie einzuschränken, die Fortentwicklung des Rechts zu ermöglichen und gerade 
im verwandten, internationalen Raum der Verfahren mit staatlicher Beteiligung, etwa im 
Investitionsschutzrecht, Verlässlichkeit und Transparenz zu sichern. Die Rechtsprechung des 
EuGH sowie des BVerfG setzen insoweit Maßstäbe. Vor diesem Hintergrund erscheint es 
angezeigt, bereits im Rahmen der Debatte um die vorliegenden Eckpunkte zwei 
Entwicklungslinien aufzunehmen, die auch für die Ausgestaltung des 10. Buches Bedeutung 
erlangen können.  

1. Vorlage an den Bundesgerichtshof 

Es sollte geprüft werden, so wie u. a. von Gaier (NJW 2016, 1367 (1371)) vorgeschlagen, 
Schiedsgerichten künftig die Möglichkeit zu eröffnen, Rechtsfragen – ggf. auch nur ab einem 
bestimmten Gegenstandswert oder beschränkt z. B. auf Fragen zu Rechtswirkungen des 
Europarechts im deutschen Recht – dem BGH vorzulegen. Ein wichtiges Argument hierfür ist 
die damit einhergehende Möglichkeit des BGH, ggfs. für den Fall, dass dieser die Frage nicht 
selbst beantwortet dem EuGH gem. Art. 267 AEUV Fragen zur Auslegung des Unionsrechts 
vorzulegen. Hiermit könnte die Rechtseinheit auch in der EU gestärkt werden, zum Beispiel bei 
Unternehmenskäufen. Das Vorlageverfahren an den BGH könnte analog des Art. 267 AEUV 
ausgestaltet werden.  

2. Kollektivklagen und Schiedsverfahren 

Dem Bundestag liegt derzeit der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung der 
Verbandsklagenrichtlinie vor. Dabei wird auch diskutiert, ob Unternehmen Verbrauchern 
gleichgestellt werden und sich direkt an Kollektivklagen auf Abhilfe/Schadenersatz beteiligen 
können. Die DIHK steht der Gleichstellung von Unternehmen und Verbrauchern kritisch 
gegenüber. Wenn es jedoch zu einem Einbezug von kleinen Unternehmen kommen sollte (der 
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RegE schlägt eine Größenordnung von 50 Mitarbeiter und 10 Mio. Umsatz vor) stellt sich die 
Frage der Gleichbehandlung, denn größere Unternehmen wären ohne belastbare Begründung 
ausgeschlossen und könnten evtl. eigene Klagevehikel heranziehen oder über 
Abtretungslösungen vorgehen. Gerade im b2b Bereich besitzt aber die außergerichtliche 
Streitbeilegung durch Schiedsgerichte einen eigenständigen Stellenwert. Zu diskutieren wäre, 
ob insoweit nicht im Rahmen der vom vorliegenden Eckpunktepapier angestrebten Reform 
bereits jetzt ein normativer Rahmen gechaffen werden sollte, der für diesen Falltypus eine 
unternehmensnahe, alle Unternehmen einbeziehende Lösung schafft. 

E. Fazit: 

Mit den Vorschlägen zur Modernisierung des Schiedsverfahrensrechts wird kein großer Re- 
formansatz verfolgt. Dies ist auch nicht notwendig, da das deutsche Schiedsverfahrensrecht 
mit der weitgehenden Übernahme des UNCITRAL-Modelgesetzes weiterhin zu Recht als 
modern gilt und international anerkannt ist (s. o.). Im Sinne einer punktuellen Nachjustierung 
betreffen die mit dem Eckpunktepapier unterbreiteten Änderungsvorschläge deshalb auch nur 
sehr spezielle verfahrensrechtliche Regelungen. Diese erscheinen überwiegend sinnvoll und 
ausgewogen.  

Wir regen allerdings an, die von uns gemachten perspektivischen Vorschläge zur Stärkung des 
Schiedsverfahrens noch in der nun anstehenden Debatte zu prüfen, um den 
Streitbeilegungsstandort Deutschland auch perspektivisch zu stärken und die europäische 
Ebene in den Blick zu nehmen. 

F. Ansprechpartner mit Kontaktdaten 

Dr. Christian Groß  
Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt)  
Bereich Recht Referatsleiter Zivilrecht und Justitiariat,  
Schiedsgerichtsbarkeit und Wirtschaftsmediation  
DIHK | Deutsche Industrie- und Handelskammer 
Breite Straße 29 | 10178 Berlin  
E-Mail: gross.christian@dihk.de  
Telefon: 030 20308 2723 

Beschreibung DIHK 

Wer wir sind: 

Unter dem Dach der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) sind die 79 Industrie- 
und Handelskammern (IHKs) zusammengeschlossen. Unser gemeinsames Ziel: Beste 
Bedingungen für erfolgreiches Wirtschaften.  
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Auf Bundes- und Europaebene setzt sich die DIHK für die Interessen der gesamten 
gewerblichen Wirtschaft gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit ein.  

Denn mehrere Millionen Unternehmen aus Handel, Industrie und Dienstleistung sind 
gesetzliche Mitglieder einer IHK - vom Kiosk-Besitzer bis zum Dax-Konzern. So sind DIHK und 
IHKs eine Plattform für die vielfältigen Belange der Unternehmen. Diese bündeln wir in einem 
verfassten Verfahren auf gesetzlicher Grundlage zu gemeinsamen Positionen der Wirtschaft 
und tragen so zum wirtschaftspolitischen Meinungsbildungsprozess bei. 

Darüber hinaus koordiniert die DIHK das Netzwerk der 140 Auslandshandelskammern, 
Delegationen und Repräsentanzen der Deutschen Wirtschaft in 92 Ländern. 
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